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10709 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verkehr 

über den Beschluss des Nationalrates vom 8. Juli 2021 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Flughafenentgeltegesetz geändert wird 

Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates umfasst hauptsächlich folgende Maßnahmen: 
- Ausdrückliche Benennung des Standorts als zulässiges Differenzierungskriterium bei Erstellung der 

Entgeltordnung gemäß § 4; 
- Verpflichtung des Flughafenleitungsorgans zur Differenzierung seiner Entgeltordnung nach 

Lärmschutzgesichtspunkten; 
- Neuregelung des Verfahrens zur Genehmigung der Flughafenentgeltordnung entsprechend den 

Vorgaben des Europäischen Gerichtshofs; 
- Einführung einer Sonderbestimmung, welche die Entwicklung der Passagierzahlen auf Grund der 

COVID-19-Pandemie im Hinblick auf die Price Cap-Formel in der Anlage zum FEG berücksichtigt. 
 
Der Ausschuss für Verkehr hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
13. Juli 2021 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatterin im Ausschuss war Bundesrätin Ing. Judith Ringer. 
An der Debatte beteiligte sich das Mitglied des Bundesrates Michael Bernard. 
Bei der Abstimmung wurde mit Stimmenmehrheit beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben (dafür: V, S, G, dagegen: F). 
Zur Berichterstatterin für das Plenum wurde Bundesrätin Ing. Judith Ringer gewählt. 

Der Ausschuss für Verkehr stellt nach Beratung der Vorlage mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen 
den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2021 07 13 

 Ing. Judith Ringer Dipl.-Ing. Dr. Adi Gross 
 Berichterstatterin Vorsitzender 
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